
Verhandlung keine dem entgegenstehenden Feststel­
lungen ergibt, schuldhaftes Verhalten zur Last. Das 
Bezirksgericht hat in den Entscheidungsgründen seines 
Urteils nur allgemein ausgeführt, daß es der Kläger 
unterlassen hat, die vom Herstellerwerk in bestimm­
ten Zeitabständen empfohlenen Kontrolluntersuchungen 
des Fahrzeugs durchführen zu lassen. Das Kreisgericht 
hat insoweit konkrete Feststellungen getroffen. Danach 
hat der Kläger ab km-Leistung 10 000 keine Durch­
sichten mehr vornehmen lassen. In der Berufungsver­
handlung und in seinem im Kassationsverfahren ein­
gereichten Schriftsatz hat der Kläger ausgeführt, daß 
Durchsichten bis 15 000 km vorgenömmen worden sind. 
Für die rechtliche 'Beurteilung wäre diese mögliche 
Differenz unerheblich. In der Berufungsverhandlung 
hat er angegeben, bis zum Unfall 58 000 km gefahren 
zu sein. Er hat danach während einer km-Leistung von 
43 000 bzw. 48 000 keine Durchsichten vornehmen las­
sen.
Der Kläger kann sich nicht darauf berufen, daß er das 
Fahrzeug während dieser Zeit wiederholt wegen be­
stimmter Mängel zur Reparatur gegeben habe und der 
Instandsetzungsbetrieb verpflichtet gewesen sei, das 
Fahrzeug ohne Rücksicht auf die konkreten Mängel 
in j e d e r  H i n s i c h t gründlich zu prüfen. Eine 
solche weitgehende Verpflichtung des Instandset­
zungsbetriebs ist abzulehnen.
Es ist rechtlich auch ohne Bedeutung, wenn dem Klä­
ger vom Verklagten anläßlich von ihm durchgeführter 
bestimmter Reparaturarbeiten keine Durchsichten des 
Fahrzeugs vorgeschlagen worden sind. Solche Emp­
fehlungen sollte ein Instandsetzungsbetrieb einem stän­
digen Kunden allerdings geben und auch hierdurch 
auf eine ständige Verkehrs- und Betriebssicherheit des 
Fahrzeugs hinwirken. Es kann dies jedoch nicht als 
Rechtspflicht angesehen werden, deren Verletzung 
Schadenersatzverpflichtungen des Betriebes auslöst 
oder ein Mitverschulden des Kunden wegen unterlas­
sener Durchsichten ausschließt.

Voraussetzung für eine Beteiligung des Klägers am 
Schaden wegen eines ihm nach § 254 BGB anzurech­
nenden Mitverschuldens ist, daß infolge Unterlassung 
der Durchsichten Mängel des Fahrzeugs nicht fest­
gestellt und nicht beseitigt worden sind, die für den 
Unfall mit ursächlich waren.

Allerdings wird ein solches Mitverschulden des Klä­
gers nur bei einer Schadenersatzverpflichtung des Ver­
klagten wegen Verletzung von Beratungs- und Hin­
weispflichten bei Entgegennahme und Ausführung des 
Auftrags als besonderer Pflichten des Auftragnehmers 
bei der Instandsetzung hochwertiger, technisch kom­
plizierter Gebrauchsgüter in Betracht kommen. Ist da­
gegen der Unfall auf mangelhafte Ausführung der ver­
traglich oder gesetzlich festgelegten Arbeiten durch den 
Verklagten zurückzuführen, dann bleibt für eine Be­
teiligung des Klägers am Schaden wegen unterlassener 
Durchsichten kein Raum.

Ziff. 42 SchK-Richtlinie.
Die Entscheidung des Kreisgerichts, durch die ein Be­
schluß der Schiedskommission über die Bestätigung der 
Einigung der Parteien in kleineren zivilrechtlichen 
Streitigkeiten für vollstreckbar erklärt wird, ist mit der 
Beschwerde nicht anfechtbar.
BG Potsdam, Beschi. vom 11. Mai 1967 - 3 BCR 20/67.

Die Schiedskommission hat eine Einigung der Parteien 
in einem Mietrechtsstreit durch Beschluß bestätigt. Auf 
entsprechenden Antrag hat das Kreisgericht diesen Be­
schluß für vollstreckbar erklärt.

Die gegen den Beschluß eingelegte Beschwerde der An­
tragsgegnerin ist unzulässig.

A u s -  d e n  G r ü n d e n :

Gemäß Ziff. 42 SchK-Richtlinie kann auf Antrag eine 
von der Schiedskommission bestätigte Einigung der 
Parteien von der Zivilkammer des Kreisgerichts durch 
Beschluß für vollstreckbar erklärt werden. Eine Be­
schwerde gegen einen solchen Beschluß sieht die Richt­
linie nicht vor. Auch der Rechtspflegeerlaß gibt diese 
Möglichkeit nicht, denn dort wird im 2. Teil, 2. Ab­
schnitt, II, Ziff. 1 nur gesagt, daß die Schiedskommis­
sion bei der Behandlung kleinerer zivilrechtlicher 
Streitigkeiten die gleichen Rechte und Pflichten wie die 
Konfliktkommission hat. Auch in den Vorschriften über 
die Konfliktkommission (2. Abschnitt, I, Ziff. 14—16 des 
Rechtspflegeerlasses) ist bei der Behandlung zivilrecht­
licher Streitigkeiten, ein Beschwerderecht gegen die 
Vollstreckbarkeitsentscheidung durch das Kreisgericht 
nicht vorgesehen — ebensowenig wie in der KK-Richt- 
linde (vgl. Ziff. 71).
Danach muß davon ausgegangen werden, daß Entschei­
dungen der Kreisgerichte, durch die Beschlüsse der 
Konflikt- oder Schiedskommissionen zur Bestätigung 
der Einigung der Parteien in kleineren zivilrechtlichen 
Streitigkeiten für vollstreckbar erklärt werden, nicht 
mit der Beschwerde anfechtbar sind. Das ist gerecht­
fertigt, weil die gesellschaftlichen Rechtspflegeorgane 
bei der Behandlung kleinerer zivilrechtlicher Streitig­
keiten keine Streitentscheidung treffen dürfen, sondern 
lediglich befugt sind, Einigungen der Parteien zu be­
stätigen (Ziff. 41, 42 SchK-Richtlinie; Ziff. 68, 70 KK- 
Richtlinie). Dabei weiß der Schuldner, daß er eine echte 
Verpflichtung eingeht und der Gläubiger ggf. zwangs­
weise gegen ihn Vorgehen kann. Da er sich freiwillig 
zur Leistung bereit erklärt hat, genügt es, wenn e i n e  
Gerichtsinstanz die Voraussetzungen der Vollstreckung 
prüft, so daß eine weitere Beschwerdemöglichkeit auch 
nicht geboten erscheint.
Anders ist die Rechtslage bei Entscheidungen der Kon­
fliktkommissionen auf arbeitsrechtlichem Gebiet. Hier 
bestimmt § 47 AGO, daß gegen alle Beschlüsse der 
Kreisgerichte in Arbeitsrechtssachen, die ein Verfahren 
beenden oder nicht der Vorbereitung und Durchführung 
der mündlichen Verhandlung dienen, innerhalb von 
14 Tagen nach Zustellung Einspruch (Berufung) einge­
legt werden kann. Das gilt auch für Beschlüsse der 
Kreisgerichte in Arbeitsrechtssachen, mit denen Ent­
scheidungen von Konfliktkommissionen für vollstreck­
bar erklärt werden (vgl. § 44 AGO und Richtlinie Nr. 
19 des Plenums des Obersten Gerichts zur Anwendung 
des § 44 AGO vom 15. September 1965 — NJ 1965 
S. 634).
Diese Sonderregelung kann aber auch nicht analog auf 
den vorliegenden Sachverhalt angewandt werden. In 
Arbeitsrechtssachen ist das Verfahren vor der Kon­
fliktkommission obligatorisch, sofern eine solche im 
Betrieb besteht. In kleineren zivilrechtlichen Streitig­
keiten ist es dagegen den Parteien freigestellt, ob sie 
sich an die Konfliktkommission oder an- die Schieds­
kommission wenden wollen. In Arbeitsrechtssachen 
faßt die Konfliktkommission Beschlüsse, die echte 
Streitentscheidungen sind (Ziff. 42 KK-Richtlinie). Hier 
kann die Frage der Vollstreckung komplizierter sein, 
weil diese eben gegen den Willen des Schuldners an­
geordnet oder durchgeführt werden kann, so daß es 
gerechtfertigt erscheint, wenn zwei Gerichtsinstanzen 
die Voraussetzungen der Vollstreckbarkeit überprüfen.
Nach alledem war die Beschwerde der Antragsgegnerin 
nicht statthaft. Sie war mithin gern. § 574 ZPO als un­
zulässig zu verwerfen.
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